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1. Beschlussentwurf der in das Stellungnahmeverfahren gegeben wurde 
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2. Tragende Gründe die in das Stellungnahmeverfahren gegeben wurden 
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3. Stellungnahmeberechtigte Organisationen 

 
Stellungnahmeberechtigte Eingang der 

Stellungnahme 
Bemerkungen 

Bundesärztekammer (BÄK) 08.12.2020 Verzicht auf 
Stellungnahme 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 11.12.2020  

Bundesbeauftragter für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit (BfDI) 

09.12.2020 Verzicht auf 
Stellungnahme 
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4. Eingegangene Schriftliche Stellungnahmen  

4.1 Verzicht BÄK 
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4.2 Verzicht BfDI 
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4.3 Stellungnahme BPtK 
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4.4 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen  

Inst. / 
Org. 

Änderungsvorschlag / Kommentar / Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung 
Beschluss
entwurf  

BPtK Der Beschlussentwurf sieht vor, den Evaluationszeitraum für die Regelung nach 
§ 18 Absatz 2 Satz 4 um weitere vier Jahre zu verlängern. In den Tragenden Gründen 
verweist der Gemeinsame Bundesausschuss darauf, dass die Auswertung der im 
Beobachtungszeitraum von Nervenärzt*innen, Psychiater*innen, Fachärzt*innen für 
Psychiatrie und Psychotherapie sowie Kinder- und Jugendpsychiater*innen 
abgerechneten Leistungen eine Zunahme von Ärzt*innen bestätigt, die die beiden 
neuen Leistungen der Psychotherapeutischen Sprechstunde und der Akutbehandlung 
erbringen. Zu Recht wird dabei infrage gestellt, ob dies im Sinne einer Verschiebung 
des Leistungsangebotes in Richtung Psychotherapie interpretiert werden kann, die 
eine Anrechnung bei den überwiegend oder ausschließlich psychotherapeutisch 
tätigen Ärzt*innen sachgerecht wäre. 
Zum einen handelt es sich bei diesen Leistungen nicht um Leistungen der 
Richtlinienpsychotherapie nach § 15 Psychotherapie-Richtlinie. Zum anderen 
handelt es sich bei der psychotherapeutischen Sprechstunde und der 
Akutbehandlung um neu eingeführte Abrechnungspositionen, die extrabudgetär und 
gegenüber den psychiatrischen Gesprächsziffern attraktiver vergütet werden. 
Insofern bilden die psychotherapeutische Sprechstunde und die Akutbehandlung mit 
der diagnostischen Abklärung, Indikationsstellung und Kriseninterventionen in akuten 
Behandlungsphasen Leistungen ab, die auch dem psychiatrischen 
Versorgungsgeschehen zuzuordnen sind. Insoweit ist die Zuordnung dieser 
Leistungen bei den vorgenannten Fachärzt*innen zum psychiatrischen 
(nervenärztlichen), kinder- und jugendlichen oder psychotherapeutischen 
Versorgungsbereich insbesondere mit Blick auf deren Einbettung in die weitere 
Versorgung der jeweils mit diesen Leistungen versorgten Patient*innen zu bewerten. 
In jedem Fall teilt die Bundespsychotherapeutenkammer die Einschätzung des 
Gemeinsamen Bundesausschusses, dass gegenwärtig eine Anrechnung dieser von 
Nervenärzt*innen, Psychiater*innen, Fachärzt*innen für Psychiatrie und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nein 
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Inst. / 
Org. 

Änderungsvorschlag / Kommentar / Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung 
Beschluss
entwurf  

Psychotherapie sowie Kinderund Jugendpsychiater*innen abgerechneten Leistungen 
auf den psychotherapeutischen Versorgungsgrad nicht sachgerecht wäre. Inwieweit 
die in den Tragenden Gründen angesprochenen jüngsten EBM-Änderungen bei den 
Gesprächsleistungen vorhandene Anreize des Abrechnungssystems, die ursächlich 
für die Verschiebungen bei den von Nervenärzt*innen, Psychiater*innen, 
Fachärzt*innen für Psychiatrie und Psychotherapie sowie Kinder- und 
Jugendpsychiater*innen abgerechneten Leistungen sein dürften, vollständig 
nivellieren, wäre in Zuge der geplanten Evaluation im Detail zu prüfen. 
Grundsätzlich kann die Bundespsychotherapeutenkammer der Einschätzung des G-
BA folgen, dass der aktuelle Beobachtungszeitraum von 1. April 2018 bis 31. März 
2020 noch keine ausreichend belastbaren Aussagen für eine dauerhafte Regelung in 
der Bedarfsplanungs- Richtlinie ermöglicht. Angesichts der nachhaltigen Einflüsse 
der Corona-Pandemie auf das psychiatrische und psychotherapeutische 
Versorgungsgeschehen erscheint es insoweit auch sachgerecht, mit dem Beschluss 
unmittelbar einer Verlängerung des Evaluationszeitraums von weiteren vier Jahren 
vorzusehen. Im Ergebnis stimmt die Bundespsychotherapeutenkammer daher der im 
Beschlussentwurf vorgesehenen Änderung des § 18 Absatz 2 Satz 8 BPL-RL zu. 

 
Die Hinweise werden im Rahmen der 
Evaluation untersucht. 
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5. Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V 

[wird ergänzt] 
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6. Beschluss 

Veröffentlicht im BAnz am T. Monat JJJJ, AT.. 
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